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BEBAUUNGSPLAN und ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN

„Flosch Erweiterung, Teil I, 3. Änderung“
Das Plangebiet wird im Wesentlichen begrenzt durch die Planckstraße, Stuttgarter Straße 
und die Firma Behr.
Mit Inkrafttreten dieses Bebauungsplanes treten im Geltungsbereich alle bisherigen 
Festsetzungen außer Kraft.

BESTANDTEILE: Lageplan Maßstab 1:500, Zeichenerklärung, Textteil

ANLAGEN: Begründung zum Bebauungsplan und den örtlichen Bauvorschriften 

Für die Bebauungsplanänderung gelten

- Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung v. 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert am 31.07.2009

- Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung v. 23. Januar 1990 
(BGBl. 1, S. 132), zuletzt geändert am 22.04.1993

- Planzeichenverordnung 1990 (PlanZVO 90) v. 18.12.1990 (BGBI Teil 1, Nr. 3)

- Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) i. d. F. v. 08.08.1995 (GBI. B.W. Nr. 
24/08.09.1995, S. 617), zuletzt geändert am 17.12.2009.

V E R F A H R E N S V E R M E R K E

Einleitungs- und Offenlagebeschluss    20.07.2011

Als Entwurf gemäß § 3 (2) BauGB ausgelegt vom 12.08.2011 bis 15.09.2011
Auslegung bekannt gemacht am 04.08.2011

Als Satzung gemäß § 10 BauGB vom Gemeinderat beschlossen am 23.11.2011

Ausgefertigt, Vaihingen an der Enz, den 24.11.2011
Bürgermeisteramt

gez.
i. V. Reitze
(Bürgermeister)

Satzungsbeschluss bekanntgemacht und in Kraft getreten am 01.12.2011

Vaihingen an der Enz, den 01.12.2011
Bürgermeisteramt

gez.
i. V. Reitze
(Bürgermeister)

T E X T T E I L

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt:

1. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (§ 9 BauGB, BauNVO)

1.1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB, §§ 1-15 BauNVO)

Sondergebiet großflächiger Einzelhandel – SO (§11 BauNVO)

SO Baumarkt. Zulässig ist ein Bau-/ Gartenmarkt mit bis zu 10.000 qm 
Verkaufsf läche (siehe Hinweise Ziffer 4.5).

Dabei sind die baumarktspezifischen Kernsortimente (Bäder/ Wannen/ Porzellan, 
Bauchemie, Bauelemente, Baustoffe, Eisenwaren, Farben/ Lacke/ Verdünnungen/
Pinsel, Fliesen, Gerüste, Holz/ Leisten/ Paneele/ Profiholz, Installationsmaterial, 
Isoliermaterial, Kleber, Leitern, Maschinen und Zubehör, Mörtelkübel, Rollläden/
Markisen, Schaufeln, Schub-/Sackkarren, Tapeten, Türen/ Fenster/ Treppen,
Werkzeuge) auf einer Verkaufsfläche von bis zu 6.890 qm, 
und die gartenmarktspezifischen Kernsortimente (Gartenbedarf und –geräte/ 
Gartenhäuser, Erden/ Torf, Pflanzen (keine Schnittblumen) und Pflanzengefäße. 
Pavillons/ Sonnenschirme/ Sichtschutz, Regentonnen, Wassertechnik, Zäune) auf 
einer Verkaufsfläche von bis zu 2.515 qm zulässig.
Nicht zentrenrelevante Randsortimente sind auf einer Verkaufsfläche von maximal 
2.210 qm zulässig. Dabei gelten für die einzelnen Randsortimente die folgenden 
Obergrenzen:

- Motorroller und Kfz-Zubehör: 1.150 qm,

- Fahrräder und Zubehör      80 qm
- Leuchten    410 qm
- Teppiche und Bodenbeläge    120 qm
- Möbel (inkl. Gartenmöbel und Küchen) 150 qm
- Zooartikel    300 qm

Die zentrenrelevanten Sortimente sind auf einer Verkaufsf läche von max. 330 qm
zulässig, wobei in den einzelnen Sortimentsgruppen und -bereichen die folgenden 
Obergrenzen gelten:
- GPK/ Geschenke/ Hausrat: 150 qm, davon

- Bücher (Autoreparaturanleitungen u. ä.) 5 qm
- Papier / Schreibwaren 5 qm
- Kurzwaren, 
( z. B. Wolle, Garne, Nadeln, Knöpfe, Zubehör) 5 qm
- Bilder, Rahmen 5 qm
- Lebensmittel, Getränke (im Kassenbereich, 
z. Bs. Erfrischungsgetränke, Eis) 5 qm
- Sanitätswaren (z. Bs. Sanitätskasten)     5 qm
- Elektrokleingeräte, Uhren und Tonträger
(inkl. Wetterstationen, Batterien, Klimageräte) 15 qm
- Bastel- und Geschenkartikel
(z. B. Dekoartikel, Glas, Porzellan, Keramik) 20 qm
- Haushaltswaren (z.B. Großkunststoff, 
Tücher, Reiniger, Wasch-/Putzmittel)   85 qm

- Haus- und Heimtextilien 135 qm, davon
- Gardinen und Zubehör, Haus-/Heimtextilien   95 qm
- Sanitär und Badetextilien (z. Bs. Badteppiche, 
Vorleger, Anti-Rutsch-Matten, Duschvorhänge): 15 qm
- Bekleidung, Lederwaren, Schuhe 25 qm

- Sport / Freizeit (ohne Fahrräder)   45 qm, davon
- Campingartikel (Grills, Grillzubehör, 
Zelte, Sonnenschirme)   30 qm,
- Sportgeräte (z. Bs. Schlitten, 
Schlauchboote, Bälle)   15 qm 

Hinweis: Die Summe der einzelnen Verkaufsflächen der Sortimentsgruppen 
überschreitet die maßgebende maximale Verkaufsfläche. Damit sollen 
Verschiebungen innerhalb der einzelnen Sortimentsgruppen ermöglicht werden.

Gewerbegebiet – GE (§ 8 BauNVO)

Das Gewerbegebiet ist gemäß § 1 (4) BauNVO gegliedert.
Im GE sind nur produzierende und verarbeitende Gewerbebetriebe und die dazu 
gehörenden Verwaltungsgebäude allgemein zulässig.
Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke sowie 
Vergnügungsstätten (Abs.3 Ziffer 2 und 3) sind auch ausnahmsweise nicht zulässig 
(§1(6) BauNVO).

1.2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) 1 BauGB, §§ 16-21a BauNVO)

Zulässige Grundfläche (§ 19 BauNV0)
Die zulässige Grundfläche darf mit Anlagen im Sinne von § 19 (4) BauNVO (Garagen 
und Stellplätze mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO, 
bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche durch die das Baugrundstück 
lediglich unterbaut wird) bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden, 
soweit hiervon Flächen oder Maßnahmen der Grünordnung nicht berührt werden. 
Ausnahmsweise kann die GRZ bis 0,85 überschritten werden, wenn zum Ausgleich 
für die zusätzliche Fläche (zwischen 0,8 - 0,85) die doppelte Fläche als extensive 
Dachbegrünung (mindestens 10 cm Dünnschichtbegrünung) hergestellt wird.
Höhe baulicher Anlagen (§16 Abs. (2) 18 BauNVO)
Die zulässige Gebäudeoberkante (OK) kann durch untergeordnete Bauteile z. B. 
Oberlicht) um max. 2,00m überschritten werden auf max. 20 % der Dachfläche 
(ausgenommen Solaranlagen, siehe Ziffer 3.1).

1.3 Stellplätze und Garagen (§ 9 (1) 4 BauGB, § 12 BauNVO)
Stellplätze, und Garagen sind nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen 
und in den dafür besonders festgesetzten Flächen zulässig. 

1.4 Nebenanlagen (§ 9 (1) 4 BauGB, § 14 (1) BauNVO)

Nebenanlagen sind, soweit Gebäude oder Gebäudeteile, nur innerhalb der 
überbaubaren Flächen zulässig.

1.5 Ein- und Ausfahrten (§ 9 (1) 11 BauGB)

Entlang den Erschließungsstraßen sind Ein- und Ausfahrten nur in den im Lageplan 
gekennzeichneten Stellen zulässig. Sie können ausnahmsweise verschoben werden, 
wenn betriebliche Belange es erfordern, die Grundzüge der Straßenraumgestaltung 
beibehalten werden und verkehrliche Belange nicht entgegenstehen.
Entlang der Stuttgarter Straße (K 1648) sind Ein- und Ausfahrten nicht zulässig mit 
Ausnahme einer Ein- und Ausfahrt für das SO an der festgesetzten Stelle 
(Kreisverkehr).

1.6 Führung von Versorgungsleitungen (§ 9 (1) 13 BauGB)

Versorgungsleitungen (z. B. Strom, Fernmeldeanlagen, Breitbandkabel) sind 
unterirdisch zu führen.

1.7 Flächen für unterirdische Stützbauwerke und von Böschungen zur Herstellung 
des Straßenkörpers (§ 9 (1) 26 BauGB)

Zur Herstellung des Straßenkörpers sind in den an öffentlichen Verkehrsflächen 
angrenzenden Grundstücken Stützbauwerke (Hinterbeton von Randsteinen und 
Rabatten) bis 0,2m Breite und 0,5m Tiefe sowie entstehende Böschungen zu dulden.

2. Planungsrechtliche Festsetzungen zur Grünordnung 
(§ 9 (1) BauGB, § 1a BauGB)

2.1 Öffentliche und private Grünflächen (§ 9 (1) 15 und 25a BauGB) 

Pfg 1 Lindenallee entlang der Stuttgarter Straße ansonsten großkronige 
Laubbäume, Pflanzliste siehe Anhang 1.1

Pfg 2 Wiese oder Rasen mit großkronigen Bäumen, Pflanzliste s. Anhang 1.1
Pfg 3 Hecken, Sträucher, s. Pflanzliste Anhang 1.2
Pfg 4 Wiese oder Rasen mit Einzelbäumen oder Strauchgruppen, s. Pflanzliste 

Anhang 1.1, 1.2
Öffentliche Grünfläche (als Bestandteil von Verkehrsanlagen)
Die Flächen sind als Wiese anzulegen und gemäß Pfg 1 zu bepflanzen.

2.2 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und 
Landschaft (§ 9 (1) 20 BauGB)
Das Dachflächenwasser-/Oberflächenwasser ist auf dem Grundstück über 
bewachsene Mulden oder Rigolen soweit als möglich zu versickern bzw. zu 
verdunsten. Ist eine Versickerung nicht möglich, so ist dieses Wasser möglichst über 
offene, bewachsene Zuleitungsgräben der Kanalisation zuzuführen. Eine 
anderweitige Nutzung (z. B. Zisterne zur Gartenbewässerung oder für 
Brauchwassernutzung) ist zulässig. 

Bei der Versickerung über eine Rigole muss das Niederschlagswasser zum Schutz 
des Grundwassers eine mind. 30 cm starke, bewachsene Oberbodenschicht 
passieren. Entsprechend sollte einer Rigole immer eine Mulde vorgeschaltet werden.
Das anfallende Niederschlagswasser aus dem Bereich der Parkflächen sollte, soweit 
möglich, in umliegende Grünstreifen / Pflanzstreifen eingeleitet werden (z. B. über 
auf Lücke gesetzte Randsteine). 

3. ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN (§ 74 LBO)

3.1 Äußere Gestaltung der baulichen Anlagen (§ 74 (1) 1 )
Dachform und Dachneigung
Dachform: Flachdach, geneigtes Dach, rundes Dach
Dachneigung: siehe Planeinschrieb. Sie gilt nicht für untergeordnete Bauteile

Solaranlagen 
sind grundsätzlich zulässig (unabhängig von Ziffer 1.2).
Bei geneigten Dachflächen sind diese in die Dachfläche zu integrieren oder direkt mit 
gleicher Neigung aufzusetzen.
Auf Flachdächern sind Solaranlagen bis zu einer Höhe von maximal 2 m über 
Oberkante Dach (Attika) zulässig. Der Abstand zur Außenwand muss mindestens der 
Höhe der Solaranlage (inkl. Konstruktionshöhe)entsprechen.

Farben und Materialien
Schwarze und reflektierende Materialien sowie sichtbare Pappabdeckungen sind 
nicht zulässig. Hiervon ausgenommen sind Anlagen zur Solarenergiegewinnung.

3.2 Werbeanlagen (§ 74 (1) 2)

Sie sind nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig.
Werbeanlagen dürfen nicht auf Dachflächen errichtet werden.
Werbeanlagen an Außenwänden dürfen nicht die Traufe (Kandel), am Giebel den 
Ortgang bzw. bei Flachdächern den oberen Abschluss überschreiten. Geringfügige 
Überschreitungen (maximal 10% der Werbefläche) sind zulässig. Freistehende 
Werbeanlagen dürfen nicht die tatsächliche Gebäudeoberkante überschreiten.

3.3 Einfriedigungen entlang öffentlichen Verkehrsflächen (§ 74 (1) 3)
Zu öffentlichen Verkehrsflächen ist mit baulichen Einfriedigungen ein 
Mindestabstand von 0,5m einzuhalten.
Es sind nur durchlässige Zäune (z. B. Maschendrahtzaun) bis zu einer Höhe von 
maximal 2m zulässig.
In den Pflanzgebotsflächen Pfg 3 (Hecken) sind die Zäune um 1,50m von den 
Grundstückgrenzen abzurücken.
Die Pflanzgebotsf lächen Pfg 2 und 4 (Wiese mit Einzelbäume und Strauchgruppen) 
dürfen nicht eingefriedigt werden.
Im SO sind außerhalb der Pfg-Flächen ausnahmsweise bis 4,5 m hohe, 
geschlossene Einfriedigungen (unter Anrechnung von Stützmauern) im Bereich des 
Freilagers und der Anlieferung zulässig, wenn diese vollständig eingegrünt sind.
Weitergehende Forderungen aus dem Nachbarrechtsgesetz Baden-Württemberg in 
der gültigen Fassung sind zu beachten.

3.4 Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen (§ 74 (1) 3)

Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Materialien (Pflaster) und / oder mit 
grasdurchwachsenen Belägen (z. B. Pflaster mit Rasenfugen, Rasengittersteine, 
Schotterrasen) herzustellen
Stützmauern sind nur bis zu einer Höhe von 1m zulässig.
Abgrabungen sind bis maximal 1,5m Tiefe zulässig. Im SO sind im Bereich der 
Flächen für Nebenanlagen höhere Abgrabungen und Stützmauern (bis 4 m) zulässig 
soweit dies betrieblich notwendig ist (einheitliches Geländeniveau).
Auffüllungen sind bis maximal 1,5m Höhe zulässig. Höhere Auffüllungen sind zur 
Unterbringung des eigenen Erdaushubs zulässig. 

3.5 Niederspannungsfreileitungen (§ 74 (1) 5)

Diese sind nicht zulässig.

4. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN UND HINWEISE 

4.1 Das Plangebiet liegt innerhalb der Zone III B des Wasserschutzgebietes "Vaihingen". 
Dessen Bestimmungen sind zu beachten.

4.2 Für eine eventuell erforderliche Grundwasserbenutzung (Grundwasserableitung 
während der Bauzeit, Grundwasserumleitung während der Standzeiten von 
Bauwerken) ist grundsätzlich eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. Eine 
dauernde Grundwasserabsenkung ist nicht zulässig.
Baumaßnahmen, welche lediglich punktuell in das Grundwasser einbinden (z.B. 
Tiefergründungskörper, Verbaukörper) bedürfen ebenfalls einer wasserrechtlichen 
Erlaubnis.
Bei unvorhergesehenem Erschließen von Grundwasser muss dies gemäß § 37 Abs. 
4 WG dem Landratsamt Ludwigsburg angezeigt werden. Die Bauarbeiten sind dann 
bis zur Entscheidung des Landratsamtes einzustellen.
Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes, 
insbesondere auf die §§ 4 und 7 wird hingewiesen. In diesem Sinne gelten für 
jegliche Bauvorhaben die getroffenen Regelungen zum Schutz des Bodens.

4.3 Planungsgrundlage
Der Bebauungsplan wurde auf der Grundlage des ALK, Vermessungsamt, Stand 
Dezember 2010 gezeichnet.

4.4 Dem Baugesuch ist ein Freiflächengestaltungsplan – mindestens im M 1:200 –
beizufügen. Insbesondere ist die Flächennutzung unter Angabe der Materialien und 
Bepflanzung darzustellen.

4.5 Verkaufsfläche (gemäß Einzelhandelserlass des Wirtschaftsministerium vom 
21.02.2001)
Verkaufsfläche ist die Fläche, die dem Verkauf dient einschließlich der Gänge, 
Treppen in den Verkaufsräumen, Standflächen für Einrichtungsgegenstände, 
Kassenzonen, Schaufenster und sonstiger Flächen, soweit sie dem Kunden 
zugänglich sind, sowie Freiverkaufsflächen, soweit sie nicht nur vorübergehend 
genutzt werden.

4.6 Vorkehrung zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen 
Die „Schalltechnische Untersuchung Bebauungsplan Flosch Erweiterung Teil I, 3. 
Änderung“, Büro Heine + Jud, 01.06.2011 empfiehlt zur Einhaltung der Richtwerte 
gemäß TA Lärm eine 2m hohe Lärmschutzwand entlang der der südöstlichen 
Stellplatzreihe (siehe Plandarstellung) zu errichten. Schalldämm-Maß der Wand: 
mindestens R´w ? 20 dB. Einbau eines Asphaltbelags auf den Fahrbahnen des 
Kundenparkplatz.

Aufgestellt: Vaihingen an der Enz, den 06.06.2011 / 23.11.2011

Stadtplanungsamt

Pflanzlisten als Empfehlung (zu Textteil Ziffer 2)   

Anhang 1.1 - Liste geeigneter großkroniger Laubbaumarten für Pflanzungen entlang den 
Erschließungsstraßen und zur Begrünung der Parkplätze

Acer platanoides Spitzahorn
Acer pseudoplatanus Bergahorn
Aesculus hippocastanum Rosskastanie
Fraxinus excelsior Gew. Esche
Juglans regia Walnuss
Liriodendron tulipifera Tulpenbaum
Quercus petraca Traubeneiche
Quercus robur Stieleiche
Quercus rubra Amerik. Roteiche
Robinia pseudoacacia Robinie
Tilia cordata Winterlinde

Anhang 1.2 – Liste geeigneter Straucharten für Hecken und Strauchgruppen

Carpinus betulus Hainbuche
Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Crataegus laevigata Mehrgr. Weißdorn
Crataegus monogyna Eingr. Weißdorn
Euonymus europaeus Pfaffenhütchen
Ligustrum div. Liguster
Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche
Rosa div. Rose
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Viburnum lantana Wolliger Schneeball
Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

Anhang 1.3 – Liste geeigneter Laubgehölze

Acer campestre Feldahorn
Acer platanoides Spitzahorn
Acer pseudoplatanus Bergahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Cornus mas Kornelkirsche
Cornus sanguinea Roter Hartriegel
Corylus avellana Hasel
Crataegus laevigata Mehrgriffliger Weißdorn
Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn
Frangula alnus Faulbaum
Fraxinus excelsior Gemeine Esche
Ligustrum vulgare Gemeine Liguster
Lonicera xylosteum Rote Heckenkirsche
Populus tremula Zitterpappel
Prunus padus Traubenkirsche
Rhamnus cartharticus Kreuzdorn
Rosa canina Hundsrose
Sambucus nigra Schwarzer Holunder
Syringa vulgaris Wildflieder
Sorbus aucuparia Vogelbeere
Ulmus glabra Bergulme

Obstbäume


